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1. Rechtsgrundlage 

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) beschließt nach § 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 7 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) die Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie (AU-RL) zur Kon-
kretisierung der Bewertungsmaß-stäbe für die Beurteilung von Arbeitsunfähigkeit. Die ärztli-
che Feststellung von Arbeitsunfähigkeit schafft in der Regel die Voraussetzung für den An-
spruch von Versicherten auf Entgelt-fortzahlung im Krankheitsfall oder Krankengeld. 

2. Eckpunkte der Entscheidung 

2.1 Änderung in § 4 Absatz 5 

In § 4 Absatz 5 Satz 2 und 5 AU-RL erfolgt eine Anpassung zur weitgehenden Einheitlichkeit in 
der Verwendung der Begrifflichkeit „im Rahmen“ anstatt „im Wege“. 

2.2 § 4 Absatz 6 (neu) – Feststellung von Arbeitsunfähigkeit per Telefon 

Der G-BA hat am 17. November 2022 beschlossen, die bis zum 30. November 2022 befristete 
Corona-Sonderregelung zur Möglichkeit der Feststellung der Arbeitsunfähigkeit für Versi-
cherte mit Erkrankungen der oberen Atemwege, die keine schwere Symptomatik vorweisen, 
auch auf Basis einer telefonischen Anamnese, weiter befristet zu verlängern. Die Sonderrege-
lung des § 8 Absatz 1 AU-RL zur Feststellung der Arbeitsunfähigkeit gilt daher weiter bis zum 
31. März 2023. 

Menschen in Absonderung dürfen grundsätzlich das Haus nicht verlassen, sodass sie im Regel-
fall bei einer symptomatischen Erkrankung nach aktuellem Stand der AU-RL auf eine Feststel-
lung von Arbeitsunfähigkeit per Videosprechstunde oder im Rahmen eines ärztlichen Hausbe-
suches angewiesen sind. Da weder alle Arztpraxen die Videosprechstunde anbieten noch alle 
Versicherten die Videosprechstunde einsetzen können, bedarf es für die besondere Fallgestal-
tung der Absonderung einer Regelung zur Feststellung von Arbeitsunfähigkeit auf Grundlage 
einer eingehenden telefonischen Befragung. Dies soll unabhängig von der Corona-Pandemie 
auch für weitere Absonderungsnotwendigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz gelten.  

Auch in den Fällen, in denen die Absonderung aufgrund der Empfehlung durch eine hierfür 
zuständige Behörde erfolgt, kommen zur Umsetzung eines wirksamen Infektionsschutzes die 
gleichen Einschränkungen zum Tragen. 

Die Regelung in Absatz 6 orientiert sich an der bis zum 31. März 2023 geltenden Corona-Son-
derregelungen des § 8 AU-RL. Neben der erstmaligen Feststellung der Arbeitsunfähigkeit für 
sieben Tage sind auch Folgefeststellungen jeweils auf sieben Kalendertage begrenzt. Die Ober-
grenze ist an den Ablauf der Absonderungspflicht geknüpft, da so lange die Notwendigkeit für 
eine besondere Möglichkeit zur Feststellung von Arbeitsunfähigkeit besteht. Eine Beschrän-
kung auf bestimmte Symptome ist nicht sachgerecht, da eine Pflicht zur Absonderung auch 
aufgrund anderer Krankheiten als einer Infektion mit dem Sars-CoV-2-Virus entstehen kann 
und damit auch andere Symptome zu erfassen sind. Zudem kann es zu der Situation kommen, 
dass zwar die Absonderung aufgrund einer Infektion erforderlich ist, gleichzeitig aber Symp-
tome vorliegen, die nicht auf der die Absonderung bedingenden Infektion beruhen.  

Auch für die Feststellung der Arbeitsunfähigkeit nach § 4 Absatz 6 AU-RL gelten die Definitio-
nen und Bewertungsmaßstäbe nach §§ 2 und 3 AU-RL, wonach krankheitsbedingte Beein-
trächtigungen, wie körperliche oder andere Symptome, ursächlich für die Hinderung an der 
Arbeitsleistung bzw. für die Verfügbarkeit nach SGB II und SGB III sein müssen. 
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2.3 Änderung in § 8 

In § 8 Absatz 1 wird zur Vereinheitlichung der Begrifflichkeiten das Wort „Fortdauern“ durch 
das Wort „Fortbestehen“ ersetzt. 

2.4 Zeitpunkt des Inkrafttretens 

Durch das Inkrafttreten am 1. April 2023 wird sichergestellt, dass die neue generelle Regelung 
für Absonderungsfälle nahtlos an die Corona-Sonderregelung anknüpft. 

3. Einbindung von Sachverständigen in die Beratung 

Der Unterausschuss Veranlasste Leistungen (UA VL) des G-BA hat zur Frage der Feststellung 
von Arbeitsunfähigkeit bei öffentlich-rechtlicher Pflicht zur Absonderung die Einbindung von 
Sachverständigen in die Beratung der Arbeitsgruppe empfohlen. Hierzu wurde sich dafür aus-
gesprochen, die Expertise des Deutschen Gewerkschaftsbunds (DGB) und der Bundesvereini-
gung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) einzuholen. Beide Organisationen wurden 
um die Beantwortung nachfolgender Fragestellungen gebeten, die zudem Gegenstand der Be-
ratungen waren. 

Die schriftlichen Ausführungen von DGB und BDA sind in Kapitel 8 der Tragenden Gründe ab-
gebildet und wurden bei der Überprüfung der AU-RL zur bezüglich der Feststellung von Ar-
beitsunfähigkeit bei öffentlich-rechtlicher Pflicht zur Absonderung berücksichtigt. Weiterge-
hende Änderungen wurden beraten, sind aber ohne Ergebnis geblieben. 

4. Durchführung des Stellungnahmeverfahrens 

Mit Beschluss vom 16. Juni 2022 wurde das Stellungnahmeverfahren gemäß § 91 Absatz 5 
sowie § 91 Absatz 5a SGB V vor einer abschließenden Entscheidung über eine Änderung der 
Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie bezüglich der Feststellung von Arbeitsunfähigkeit bei öffentlich-
rechtlicher Pflicht zur Absonderung eingeleitet. Den Stellungnahmeberechtigten wurde Gele-
genheit gegeben, zu den dissenten Positionen eine Stellungnahme abzugeben. Hierbei positi-
onierten sich die Patientenvertretung und der GKV-SV für die besondere Fallgestaltung der 
Absonderung eine Regelung zur Feststellung von Arbeitsunfähigkeit auf Grundlage einer ein-
gehenden telefonischen Befragung einzuführen; die KBV votierte für die generelle Öffnung 
der Feststellung der Arbeitsunfähigkeit im Rahmen der Fernbehandlung. Im Rahmen des Stel-
lungnahmeverfahrens hat nach § 91 Absatz 5 SGB V die Bundesärztekammer eine Stellung-
nahme abgegeben. Die Bundeszahnärztekammer und der Bundesbeauftragte für den Daten-
schutz und die Informationsfreiheit haben auf die Abgabe einer Stellungnahme verzichtet. Der 
G-BA hat die schriftliche und mündliche Stellungnahme der Bundesärztekammer ausgewertet 
und sich mit ihr eingehend auseinandergesetzt; im Ergebnis konnte jedoch kein Konsens her-
beigeführt werden. Das Stellungnahmeverfahren ist in Kapitel 7 der Tragenden Gründe abge-
bildet. 

5. Bürokratiekostenermittlung 

Durch den vorgesehenen Beschluss entstehen keine neuen bzw. geänderten Informations-
pflichten für Leistungserbringer im Sinne von Anlage II zum 1. Kapitel VerfO und dementspre-
chend keine Bürokratiekosten. 
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6. Verfahrensablauf 

Datum Gremium Beratungsgegenstand/Verfahrensschritt 

16.06.2022 G-BA Einleitung eines Beratungsverfahrens gemäß 1. Kapitel § 5 
Absatz 1 VerfO zur Überprüfung der Arbeitsunfähigkeits-
Richtlinie bezüglich der Feststellung von Arbeitsunfähigkeit 
bei öffentlich-rechtlicher Pflicht zur Absonderung 

06.07.2022 UA VL Beratung des Beschlussentwurfs und Beschluss zur Einlei-
tung des Stellungnahmeverfahrens vor abschließender Ent-
scheidung des G-BA (gemäß 1. Kapitel § 10 VerfO) über eine 
Änderung der AU-RL 

24.08.2022 UA VL Anhörung 

07.12.2022 UA VL Abschließende Würdigung der schriftlichen und mündlichen 
Stellungnahmen sowie Beratung der Beschlussunterlagen 

15.12.2022 G-BA Abschließende Beratungen und Beschluss über eine Ände-
rung der AU-RL 

20.02.2023  Mitteilung des Ergebnisses der gemäß § 94 Absatz 1 SGB V 
erforderlichen Prüfung des Bundesministeriums für Gesund-
heit 

13.03.2023  Veröffentlichung im Bundesanzeiger 

01.04.2023  Inkrafttreten 

 

 

Berlin, den 15. Dezember 2022 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 
Der Vorsitzende 

Prof. Hecken 
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7. Dokumentation des Stellungnahmeverfahrens 

Die Volltexte zur Dokumentation des Stellungnahmeverfahrens sind als Anlage zu den Tragen-
den Gründen beigefügt. 

7.1 Einleitung des schriftlichen Stellungnahmeverfahrens 

Der Unterausschuss Veranlasste Leistungen hat in Delegation für das Plenum nach § 3 Absatz 
1 Satz 2 Geschäftsordnung (GO) und 1. Kapitel § 10 Absatz 1 der Verfahrensordnung des G-BA 
(VerfO) in seiner Sitzung am 6. Juli 2022 beschlossen, ein Stellungnahme-verfahren nach § 91 
Absatz 5 SGB V sowie § 91 Absatz 5a SGB V vor seiner Entscheidung über eine Änderung der 
Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie (AU-RL) einzuleiten. Der Bundesärztekammer, der Bundeszahn-
ärztekammer und dem Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 
wurde Gelegenheit gegeben, innerhalb einer Frist von zwei Wochen zur beabsichtigten Ände-
rung der AU-RL Stellung zu nehmen. Den angeschriebenen Organisationen wurden anlässlich 
der Beschlussfassung des G-BA zur Einleitung des Stellungnahmeverfahrens auch die Tragen-
den Gründe als Erläuterung sowie ein Auszug der AU-RL mit den geplanten Änderungen über-
sandt. Die Stellungnahmefrist endete am 20. Juli 2022. 

7.2 Eingegangene Stellungnahmen 

Die eingegangenen Stellungnahmen der Institutionen/Organisationen, denen Gelegenheit zur 
Abgabe einer Stellungnahme (SN) gegeben wurde sowie entsprechende Eckdaten zum Ein-
gang und zur Anhörung sind in der nachfolgenden Tabelle dargestellt. 

Stellungnahmeberechtigte  Eingang SN Bemerkungen 

Stellungnahmeberechtigte gemäß § 91 Absatz 5 SGB V 

Bundesärztekammer (BÄK) 20.07.2022  

Bundeszahnärztekammer (BZÄK) 20.07.2022 Verzicht auf die Abgabe 
einer Stellungnahme. 

Stellungnahmeberechtigte gemäß § 91 Absatz 5a SGB V 

Bundesbeauftragter für den Datenschutz und  
die Informationsfreiheit (BfDI) 

07.07.2022 Verzicht auf die Abgabe 
einer Stellungnahme. 
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7.3 Beschlussentwurf zum Stellungnahmeverfahren 

 

 
 

 



7 

 

 
 



8 

7.4 Tragende Gründe zum Stellungnahmeverfahren 
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7.5 Auszug der AU-RL zum Stellungnahmeverfahren 
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7.6 Auswertung der schriftlichen Stellungnahme 

Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf 

1.  BÄK Die Bundesärztekammer begrüßt grundsätzlich die Überlegungen zur Ände-
rung der Arbeits-unfähigkeit-Richtlinie mit Blick auf eine praxistaugliche und 
patientenfreundliche Anwendung auch unabhängig von einer Situation wie 
der COVID-19-Epidemie. 

Kenntnisnahme. Keine 
Änderung. 

2.   Für beide aktuell vorliegende Beschlussvorschläge lassen sich nachvollzieh-
bare Argumente anführen. Die Bundesärztekammer würde allerdings keinen 
der Beschlussvorschläge in der vorliegenden Form unterstützen wollen. 

Kenntnisnahme. Keine 
Änderung. 

3.   Aus Sicht der Bundesärztekammer hat sich die Möglichkeit der telefonischen 
Krankschreibung in der COVID-19-Epidemie bewährt. Daher sollte perspek-
tivisch diese Vorgehensweise durchaus dauerhaft in der Regelversorgung 
etabliert werden, wenn auch nicht bei jedweder Indikationsstellung, so aber 
doch bei Patienten mit nicht gravierenden Infekten. 

KBV, KZBV 
Ablehnung der dauerhaften Regelung. Die vorge-
sehene Regelung wäre in den Arztpraxen mit ho-
hen (bürokratischen) Aufwänden verbunden und 
ist nicht umsetzbar. 

GKV-SV, PatV 
Mit der nunmehr vorgeschlagenen Änderung der 
Arbeitsunfähigkeitsrichtlinie wird dem Ansinnen 
der Bundesärztekammer Rechnung getragen, eine 
praxistaugliche und patientenfreundliche Anwen-
dung auch für andere pandemische Situationen - 
unabhängig von der COVID-19-Epidemie – zukünf-
tig sicherzustellen. Gleichzeitig wird durch die Ein-
schränkung auf die Pflicht oder Empfehlung zur 
Absonderung durch eine Behörde die Möglichkeit 
der telefonischen Feststellung der Arbeitsunfähig-
keit auf diejenigen Einzelfälle eingegrenzt, in de-
nen eine telefonische AU-Feststellung schon aus 
Gründen des Infektionsschutzes geboten ist, und 
daher am bisherigen Grundsatz der unmittelbaren 
persönlichen ärztlichen Untersuchung festgehal-
ten. 

KBV, KZBV 
Änderung. 
 
 
 

GKV-SV/ 
PatV 
Keine 
Änderung. 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf 

4.   Im Lichte der aktuellen Entwicklung der Infektionszahlen der COVID-19-Epi-
demie regt die Bundesärztekammer jedoch an, anstelle einer grundsätzli-
chen Änderung der AU-RL in dieser Fragestellung zunächst erneut von der 
Sonderregelung gemäß § 8 AU-RL Gebrauch zu machen, etwa bis zum Früh-
jahr 2023. Auf diese Weise hätte man gleichzeitig Zeit gewonnen für weitere 
Beratungen zugunsten einer dauerhaften, konsensfähigen Änderung der AU-
RL mit Blick auf die konkrete Ausgestaltung der Fernbehandlung und das da-
von umfasste Indikationsspektrum. 

GKV-SV, PatV 
Kenntnisnahme. Der G-BA hat mit Beschluss vom 
17.11.2022 die Sonderregelung gemäß § 8 AU-RL 
bis zum 31.03.2023 verlängert. 

KBV, KZBV 
Zustimmung zur Einschränkung auf ein Indikati-
onsspektrum, siehe lfd. Nummer 3. 

Keine 
Änderung. 
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7.7 Volltext der Stellungnahme der Bundesärztekammer 
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7.8 Mündliche Stellungnahmen 

Alle stellungnahmeberechtigten Organisationen, die eine schriftliche Stellungnahme abgege-
ben haben sowie nicht auf eine Anhörung verzichtet haben, sind fristgerecht zur Anhörung am 
24. August 2022 eingeladen worden. 

Teilnehmer der Anhörung und Offenlegung von Interessenkonflikten 

Vertreterinnen oder Vertreter von Stellungnahmeberechtigten, die an mündlichen Beratun-
gen im G-BA oder in seinen Untergliederungen teilnehmen, haben nach Maßgabe des 1. Kapi-
tels 5. Abschnitt VerfO Tatsachen offen zu legen, die ihre Unabhängigkeit potenziell beeinflus-
sen. Inhalt und Umfang der Offenlegungserklärung bestimmen sich nach 1. Kapitel Anlage I, 
Formblatt 1 VerfO (abrufbar unter www.g-ba.de). Im Folgenden sind die Teil-nehmer der An-
hörung vom 6. Juli 2022 aufgeführt und deren potenziellen Interessenkonflikte zusammenfas-
send dargestellt. Alle Informationen beruhen auf Selbstangabe der einzelnen Personen. Die 
Fragen entstammen dem Formblatt und sind im Anschluss an diese Zusammenfassung aufge-
führt. 

Organisation/ 
Institution 

Anrede/Titel/Name Frage 

1 2 3 4 5 6 

Bundesärztekammer Dr. med. Ellen 
Lundershausen 

nein nein nein nein nein nein 

Im „Formblatt 1 zur Offenlegung potenzieller Interessenkonflikte für Sachverständige und Vertreterinnen oder Vertreter von Stellung-
nahmeberechtigten“ wurden folgende 6 Fragen gestellt: 
Frage 1: Anstellungsverhältnisse  
Sind oder waren Sie innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor angestellt bei einem Unternehmen, einer Institution 
oder einem Interessenverband im Gesundheitswesen, insbesondere bei einem pharmazeutischen Unternehmen, einem Hersteller von 
Medizinprodukten oder einem industriellen Interessenverband? 
Frage 2: Beratungsverhältnisse 
Beraten Sie oder haben Sie innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor ein Unternehmen, eine Institution oder einen 
Interessenverband im Gesundheitswesen, insbesondere ein pharmazeutisches Unternehmen, einen Hersteller von Medizinprodukten 
oder einen industriellen Interessenverband direkt oder indirekt beraten? 
Frage 3: Honorare  
Haben Sie innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor direkt oder indirekt von einem Unternehmen, einer Institution 
oder einem Interessenverband im Gesundheitswesen, insbesondere einem pharmazeutischen Unternehmen, einem Hersteller von Me-
dizinprodukten oder einem industriellen Interessenverband Honorare erhalten für Vorträge, Stellungnahmen oder Artikel? 
Frage 4: Drittmittel 
Haben Sie und/oder hat die Einrichtung (sofern Sie in einer ausgedehnten Institution tätig sind, genügen Angaben zu Ihrer Arbeitseinheit, 
zum Beispiel Klinikabteilung, Forschungsgruppe etc.), für die Sie tätig sind, abseits einer Anstellung oder Beratungstätigkeit innerhalb des 
laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor von einem Unternehmen, einer Institution oder einem Interessenverband im Gesund-
heitswesen, insbesondere einem pharmazeutischen Unternehmen, einem Hersteller von Medizinprodukten oder einem industriellen In-
teressenverband finanzielle Unterstützung für Forschungsaktivitäten, andere wissenschaftliche Leistungen oder Patentanmeldungen er-
halten? 
Frage 5: Sonstige Unterstützung 
Haben Sie und/oder hat die Einrichtung (sofern Sie in einer ausgedehnten Institution tätig sind, genügen Angaben zu Ihrer Arbeitseinheit, 
zum Beispiel Klinikabteilung, Forschungsgruppe etc.), für die Sie tätig sind, innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor 
sonstige finanzielle oder geldwerte Zuwendungen (z. B. Ausrüstung, Personal, Unterstützung bei der Ausrichtung einer Veranstaltung, 
Übernahme von Reisekosten oder Teilnahmegebühren ohne wissenschaftliche Gegenleistung) erhalten von einem Unternehmen, einer 
Institution oder einem Interessenverband im Gesundheitswesen, insbesondere von einem pharmazeutischen Unternehmen, einem Her-
steller von Medizinprodukten oder einem industriellen Interessenverband? 
Frage 6: Aktien, Geschäftsanteile 
Besitzen Sie Aktien, Optionsscheine oder sonstige Geschäftsanteile eines Unternehmens oder einer anderweitigen Institution, insbeson-
dere von einem pharmazeutischen Unternehmen oder einem Hersteller von Medizinprodukten? Besitzen Sie Anteile eines „Branchen-
fonds“, der auf pharmazeutische Unternehmen oder Hersteller von Medizinprodukten ausgerichtet ist? 

Der Inhalt der mündlichen Stellungnahme wurde in einem stenografischen Wortprotokoll 
festgehalten und in fachlicher Diskussion im UA VL gewürdigt. Der UA VL hat festgestellt, dass 
keine über die schriftlich abgegebenen Stellungnahmen hinausgehen-den Aspekte in der An-
hörung vorgetragen wurden. Daher bedurfte es keiner gesonderten Auswertung der mündli-
chen Stellungnahmen (siehe 1. Kapitel § 12 Absatz 3 Satz 4 VerfO). 
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7.9 Wortprotokoll der Anhörung vom 24. August 2022 

Vorsitzende:  Frau Dr. Lelgemann 

Beginn: 10:30 Uhr 

Ende: 10:38 Uhr 

Ort: Videokonferenz des Gemeinsamen Bundesausschuss 
Gutenbergstraße 13, 10587 Berlin 

Teilnehmerin der Anhörung 

Bundesärztekammer (BÄK): Frau Dr. Lundershausen 

Beginn der Anhörung: 10:30 Uhr 
(Die angemeldeten Teilnehmenden sind der Videokonferenz beigetreten) 

Vorsitzende Frau Dr. Lelgemann:  Ich darf die anwesenden Mitglieder des Unterausschusses 
Veranlasste Leistungen des Gemeinsamen Bundesausschusses zu unserer heutigen Sitzung 
begrüßen.  

Vor allen Dingen begrüße ich Frau Dr. Lundershausen für die Bundesärztekammer, und zwar 
geht es hier um unsere erste Anhörung am heutigen Tag, und hier geht es um die Überprüfung 
der Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie bezüglich der Feststellung von Arbeitsunfähigkeit bei öf-
fentlich-rechtlicher Pflicht zur Absonderung. – So war der Titel des bisherigen Beratungsver-
fahrens, und innerhalb dieses Beratungsverfahrens haben wir einen dissenten Beschlussent-
wurf ins Stellungnahmeverfahren gegeben – einmal PatV und GKV und einmal KBV –, wobei 
der Vorschlag der KBV sehr viel weitergehender war als der von PatV und GKV, die sich tat-
sächlich auf die Personen in Absonderung bezogen haben. Das andere war ein weitergehender 
Vorschlag zur Ermöglichung der Feststellung einer Arbeitsunfähigkeit per Fernbehandlung.  

Wir bedanken uns ganz herzlich bei Ihnen, Frau Dr. Lundershausen, und bei der Bundesärzte-
kammer für die Abgabe Ihrer Stellungnahme, die wir, wie Sie wissen, aufmerksam gelesen 
haben und die uns auch sehr geholfen hat im Rahmen der Beschlussfassung zur erneuten Auf-
nahme einer Covid-Sonderregelung für die telefonische AU.  

Aber unabhängig davon haben wir ja hier im Unterausschuss Veranlasste Leistungen ein da-
runterliegendes Beratungsverfahren. Von daher würde ich Ihnen gern die Möglichkeit – und 
freue mich, dass Sie heute da sind – zu einer mündlichen Stellungnahme dazu geben. Und es 
besteht für die Mitglieder des Unterausschusses natürlich die Möglichkeit, Fragen zu stellen. 

Sie wissen, Frau Dr. Lundershausen, dass wir von dieser Sitzung eine Aufzeichnung erstellen, 
um dann ein Wortprotokoll erstellen zu können. – Sie haben das Wort. 

Frau Dr. Lundershausen (BÄK): Zunächst herzlichen Dank für die freundliche Begrüßung. Ich 
verweise natürlich auf unsere schriftliche Stellungnahme, die Sie ja auch gerade erwähnt ha-
ben. Inzwischen ist das ja auch entsprechend geschehen, dass in den Zeiten der Corona-Infek-
tionsphase die Möglichkeit der AU-Schreibung per Telemedizin, Fernbehandlung per Telefon 
erfolgt – bis zum November 2022.  

Wir hatten allerdings gefordert oder vorgeschlagen, dass dies bis zum Frühjahr 2023 fortge-
setzt werden sollte. 

Wenn wir jetzt davon ausgehen, dass diese AU-Schreibung auch darüber hinaus – für andere 
Infekte infrage – käme – wir hatten ja in einer Pressemitteilung auch gesagt, bei nicht gravie-
renden Infekten könnte man sich das auch darüber hinaus vorstellen –, dann müssten wir das 
natürlich noch beraten.  
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Wir halten uns da ganz streng an die (Muster-)Berufsordnung Ärzte, wo wir sagen: Fernbe-
handlung in jedweder Form ist ausschließlich im Einzelfall möglich, und dann natürlich auch 
nur, wenn es ärztlich vertretbar ist und die entsprechende Sorgfalt gewahrt bleibt – unabhän-
gig davon, dass der Patient natürlich darüber informiert sein muss.  

Das sind eigentlich die Grunddinge, die wir fordern.  

Und wir meinen – das ist ja wohl auch schon in der Diskussion gewesen –, dass gegebenenfalls 
ein Katalog darüber nicht ausreicht. Wir meinen, dass Arbeitsunfähigkeit immer eine Entschei-
dung bei dem bekannten Patienten ist und eine Individualentscheidung erst recht, wenn es 
telemedizinisch oder per Telefon geschehen kann. 

Vorsitzende Frau Dr. Lelgemann:  Ganz herzlichen Dank. – Gibt es Fragen, auch aus dem Kreis? 
– Die Patientenvertretung, bitte.  

PatV.: Vielen Dank. – Können Sie noch einmal skizzieren, wie denn nun genau eine Regelung 
aus Ihrer Sicht aussehen könnte? Denn Sie haben ja beide Regelungen, die vorgeschlagen wa-
ren, in Ihrer Stellungnahme abgelehnt.  

Es geht insbesondere darum: im Einzelfall ja, aber schon auch, wenn eine Quarantänepflicht 
besteht. – Ist das dann in Ihren Augen auch vom Einzelfall umfasst? Denn ich meine: Es gibt ja 
gute Gründe dafür, dass der Patient unter Quarantäne steht. Das muss der Arzt also jeweils 
vertreten können. Das ist, glaube ich, unstreitig zwischen allen Mitgliedern des G-BA. 

Vorsitzende Frau Dr. Lelgemann:  Vielen Dank. – Sie haben das Wort. 

Frau Dr. Lundershausen (BÄK): Richten Sie die Frage jetzt an mich – habe ich das richtig ver-
standen? 

Vorsitzende Frau Dr. Lelgemann: Ja. Die Frage geht explizit an Sie. 

Frau Dr. Lundershausen (BÄK): Die Regelungen sind ja zunächst einmal bis Ende November 
festgeschrieben und sind ja auch gehandhabt worden. Also, ich beziehe diese Sorgfaltspflicht 
natürlich auch auf Patienten, die in Quarantäne sind, das ist klar.  

Wir müssen natürlich immer davon ausgehen, wenn es sich um AU-Schreibungen handelt – 
aber das ist diesem Gremium natürlich bekannt. Wir müssen Sorgfalt walten lassen, nicht nur, 
um den Patienten zu schützen, um sein Umfeld zu schützen, ihn selbst zu schützen, sondern 
wir müssen natürlich auch bedenken, dass wir nicht leichtfertig mit Arbeitsunfähigkeitsschrei-
bungen umgehen können, weil es auch eine volkswirtschaftliche Folge haben kann, wenn es 
zu sehr ausgenutzt wird.  

Vorsitzende Frau Dr. Lelgemann: Vielen Dank, wobei ich noch einmal darauf hinweise, dass 
wir hier ein Beratungsverfahren haben, welches eigentlich völlig unabhängig – und das werde 
ich heute mehrfach sagen – von der Covid-Sonderregelung ist, die wir jetzt noch einmal ge-
troffen haben.  

Also das, worum es hier in unserem Ausschuss geht, ist: Wie wollen wir zukünftig mit der 
Möglichkeit einer nichtpersönlichen Krankschreibung – also unter nichtpersönlicher Anwe-
senheit – umgehen, völlig unabhängig von einer Pandemiesituation?  

Ich glaube, Herr Weniger hat die Frage einfach noch einmal bezogen auf Patienten in Abson-
derung gestellt. Es könnte sich ja auch um eine Tuberkulose zum Beispiel handeln – um den 
Fokus einfach einmal ein bisschen von Covid wegzunehmen. Gelten dann andere Regelungen? 
Wenn ich Sie richtig verstanden habe, dann sagen Sie nein. Es gelten also im Prinzip dieselben 
Regelungen, die für jegliche Form der nicht in persönlicher Anwesenheit – ich nenne es jetzt 
einmal so – erfolgenden Krankschreibung, AU-Bescheinigung, gelten. Richtig? 
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Frau Dr. Lundershausen (BÄK): Ja. Ich hatte Sie auch so verstanden, dass wir jetzt nicht über 
das Infektionsgeschehen und die bisher bestehenden Regelungen reden, sondern über die 
darüberhinausgehenden Arbeitsunfähigkeiten. So hatte ich Sie auch verstanden. 

Vorsitzende Frau Dr. Lelgemann: Genau. Vielen Dank. Gibt es weitere Fragen aus dem Kreis 
des Unterausschusses? – Ja. KBV, bitte. 

KBV: Nur noch einmal ganz kurz zur Klarstellung: Also dass die AU-Bescheinigung in der Fern-
behandlung nicht bei jedweder Indikationsstellung auch in der zukünftigen Regelung erfolgen 
soll, ich glaube, darüber sind wir uns alle einig.  

Aber gehe ich recht in der Annahme, dass Sie mit Ihrer Stellungnahme nicht gemeint haben, 
dass es einer Indikationsliste des G-BA bedarf, sondern der Arzt das qua seiner Ausbildung und 
seiner Kompetenz sehr wohl – so wie in der Vergangenheit im Rahmen der Videosprechstunde 
– selbst entscheiden kann, bei welchen Indikationen – und bei welchen Indikationen eben 
nicht – AU-Bescheinigungen per Fernbehandlung ausgestellt werden können? 

Frau Dr. Lundershausen (BÄK): Da haben Sie mich völlig richtig verstanden, genau so sehe ich 
das, und es bleibt immer eine individuelle Entscheidung.  

Wir meinen sogar, dass die gleiche Krankheit nicht bei jedem Patienten per Fernbehandlung 
mit einer AU abgesichert werden kann, sondern dass es wirklich individuell ist. 

Vorsitzende Frau Dr. Lelgemann:  Vielen Dank. – Vielen Dank auch für die Rückfrage, um das 
noch einmal ganz klar zu machen. – Okay. 

Gibt es weitere Fragen aus dem Kreis der Mitglieder des Unterausschusses? – Das ist nicht der 
Fall. Dann bedanke ich mich bei Ihnen, Frau Dr. Lundershausen. Wünschen Sie uns gutes Ge-
schick bei den weiteren Beratungen zu diesem am Ende ja auch hochpolitischen Thema.  

Vielen Dank für Ihre Teilnahme! 

 

Schluss der Anhörung: 10:38 Uhr 
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8. Stellungnahmen der Sachverständigen 
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